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Antrag 124/I/2023

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Racial Profiling

Wir halten an der Beschlusslage des Landesparteitages (148/I/2020) fest und fordern die sozialdemokratischen Mitglie-

der des Abgeordnetenhauses und des Senats auf, sich in der Koalition und in enger Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft

und betroffenen Communities dafür einzusetzen, Maßnahmen zum Verbot von Racial Profiling zu entwickeln und umsetzen.

 

ZudenMaßnahmengehörenu.a. SchulungenundSupervisionen zur Sensibilisierung vonPolizei- undBehördenmitarbeiter*in-

nen zumThema Racial Profiling und eine allgemein verbindliche Konkretisierung des Verbots von racial profiling für die Polizei

und alle Behörden des Landes Berlin.

 

Hierzu sollen spezifischer und praxisgerechte Standards für Personenkontrollen und Identitätsprüfungen entwickelt werden,

um sicherzustellen, dass Kontrollen nur auf der Grundlage konkreter verhaltensbezogener Verdachtsmomente durchgeführt

werden dürfen und keine Speicherung von Daten allein aufgrund der Hautfarbe oder der ethnischen Herkunft erfolgt.

 

Der Polizei- und Bürgerbeauftragte des Landes Berlin soll beauftragt werden, im Dialog mit Expert:innen der Zivilgesellschaft,

Beschwerden über Racial Profiling entgegenzunehmen, zu untersuchen und dem Abgeordnetenhaus zu berichten, um die

Standards weiter zu entwickeln.

 

Die einzusetzende Enquete-Kommission gegen Rassismus soll ebenfalls Vorschläge zur effektiven Verhinderung von Racial

Profiling erarbeiten.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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